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Maximilian Blömer und Andreas Peichl

Verbesserung der Erwerbsanreize  
im Transfersystem

Ein zentrales Problem der aktuellen Grundsicherung 
sind die hohen und teilweise stark schwankenden 
Grenzbelastungen, die im bestehenden System bei 
allen Transferleistungen auftreten. Die Grenzbelas­
tungen geben an, in welchem Umfang Transferleis­
tungen bei steigendem Einkommen reduziert wer­
den. Sehr hohe Grenzbelastungen führen dazu, dass 

der Anreiz zur Arbeitsausweitung erheb­
lich eingeschränkt wird, da das zu­

sätzliche Einkommen durch den 
Transferentzug vollständig ver­
rechnet wird. Obwohl Fehlan­
reize vielfach wissenschaftlich 

untersucht wurden1 und intuitiv 
klar ist, dass eine Grenzbelastung 

von 100 % den finanziellen Anreiz 
zur Arbeitsaufnahme hemmt, hat 
sich an diesem Problem im deut­

schen Grundsicherungssystem in 
den vergangenen Jahrzehnten 
kaum etwas geändert. 

Das ifo Institut beschäftigt 
sich bereits seit Jahrzehnten 

immer wieder mit diesem Thema 
(z. B. Nierhaus 1987; Sinn et al. 
2002) und hat in den vergangenen 
Jahren zahlreiche Studien zur Ver­
besserung der Erwerbsanreize vor­

1	   Siehe beispielsweise Blömer et al. (2022a, 
b), Walwei et al. (2019) und Bruckmeier et al. 
(2018).

gelegt; siehe Blömer und Peichl (2024) für einen aktu­
ellen Überblick über zahlreiche simulierte Varianten. 

Bei Reformen des Transfersystems sind verschie­
dene Zielgrößen relevant. Zum einen sind ökonomisch 
sinnvolle Zielgrößen, wie die Verbesserung der Er­
werbsbeteiligung durch den Abbau von monetären 
Anreizhemmnissen, fiskalische Effekte sowie das ver­
fügbare Einkommen der Haushalte von Bedeutung. 
Zum anderen sind auch politisch relevante Faktoren 
wie die Anzahl der Transferempfänger, die Aufteilung 
der finanziellen Lasten zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden sowie die politische Signalwirkung (etwa 
in Bezug auf den Lohnabstand) für die Umsetzbarkeit 
entscheidend. Eine erfolgreiche Reform des Systems 
muss sowohl die ökonomischen als auch die politi­
schen Zielsetzungen berücksichtigen.2

Ein möglicher Reformansatz zur Verbesserung der 
Erwerbsanreize ist die Anpassung der Hinzuverdienst-
regeln beim Bürgergeld, wie es in einem Gutachten 
im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales (BMAS) untersucht wurde (Peichl et al. 2023). 
In der präferierten Variante werden die Transferent­
zugsraten in bestimmten Einkommensbereichen ge­
senkt, um die Anreize zur Arbeitsaufnahme zu ver­
bessern. Die Reform ermöglicht einen größeren Net­
toabstand bei höherem Brutto, was den Anreiz zur 
Aufnahme von Beschäftigung erhöht. Durch eine Ab­
senkung der Transferentzugsraten könnten positive 
Effekte auf das Arbeitsangebot erzielt werden, ohne 
die soziale Sicherheit der Leistungsempfänger zu ge­
fährden. Zudem kann eine Beschränkung auf geeig­
nete Zielgruppen dazu führen, dass die öffentlichen 
Haushalte langfristig entlastet werden. Weiterhin kann 
eine Bürgergeldreform so Armutsrisiken und materi­
elle Ungleichheit verringern. Zusammenfassend lässt 
sich festhalten, dass bereits eine reine Bürgergeld­
reform deutliche Verbesserungen der Erwerbsanreize 
bewirken kann. 

Allerdings bleiben grundlegende Probleme bei der 
hohen Grenzbelastung im Bereich des Wohngeldes 
und des Kinderzuschlags bestehen. Um ein umfassen­
des und einfacheres Transfersystem zu schaffen, muss 
die Interaktion zwischen den verschiedenen Trans­
ferleistungen berücksichtigt werden. Sollen Bürger­
2	 In diesem Kontext sei darauf hingewiesen, dass die in der politi­
schen Diskussion oft genutzte Veränderung der Anzahl der Transfer­
empfänger in einer bestimmten, unveränderten Leistung zwar ein 
allgemeines Signal für die wirtschaftliche Entwicklung sein mag,  
sie aber bei einer Reform des Transfersystems keine sinnvolle ökono­
mische Zielgröße darstellt. Eine umfassendere Diskussion der Ziel­
größe »Transferempfänger« findet sich unter anderem bei Blömer  
et al. (2022a).

Eine Aufgabe für die neue Bundesregierung wird die Verbes-
serung der Erwerbsanreize im deutschen Transfersystem. 
Empirische Studien der vergangenen Jahre zeigen, dass eine 
Absenkung der Transferentzugsraten, etwa im Rahmen ei-
ner Bürgergeldreform, das Arbeitsangebot steigern könnte, 
ohne die soziale Sicherheit zu gefährden. Weitergehende 
Ansätze umfassen die Integration von Wohngeld und Kin-
derzuschlag in ein einheitliches Transfersystem, um Inter-
dependenzen zu reduzieren und Effizienzgewinne zu reali-
sieren. Die Simulationsanalysen legen nahe, dass durch eine 
umfassende Reform Verbesserungen bei Arbeitsangebot, 
fiskalischen Kosten und Verteilungsfragen möglich sind.

IN KÜRZE

leitet die Ex-Ante Politikevalua­
tion am ifo Zentrum für  
Makroökonomik und 
Befragungen.

leitet das ifo Zentrum für  
Makroökonomik und Befra­
gungen und ist Professor für 
Volkswirtschaftslehre, insbes. 
Makroökonomie und Finanzwis­
senschaft, an der Ludwig-Maxi­
milians-Universität München.

Dr. Maximilian Blömer

Prof. Dr. Andreas Peichl

ZUM INHALT

https://www.ifo.de/bloemer-m
https://www.ifo.de/peichl-a


13

BUNDESTAGSWAHL 2025 – WIRTSCHAFTSPOLITISCHE REFORMVORSCHLÄGE FÜR DEUTSCHLAND

ifo Schnelldienst  1 / 2025  78. Jahrgang  22. Januar 2025

geld und vorrangige Leistungen hingegen getrennt 
bleiben, ist der nächste logische Reformschritt, das 
Zusammenspiel von Wohngeled und Kinderzuschlag 
zu betrachten. 

Dieses Zusammenspiel von Wohngeld und Kin-
derzuschlag wurde in einem Gutachten im Auftrag 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klima­
schutz (BMWK) untersucht (Blömer et al. 2024b).3 In 
diesem Gutachten wurde analysiert, wie Wohngeld 
und Kinderzuschlag reformiert und besser als Sys­
tem der vorrangigen Leistungen integriert werden 
könnten, um die Erwerbsanreize zu verbessern. Eine 
der betrachteten Reformoptionen ist die Integration 
des Wohngeldes in das Bürgergeld, wodurch eine er­
gänzende Reform der Hinzuverdienstregeln auf Basis 
des Bürgergeldes einen deutlich größeren »Hebel« zur 
Steigerung der Erwerbsanreize bieten könnte. Eine 
solche Reform, die das Wohngeld ersetzt, hätte das 
Potenzial zu einem noch stärkeren Anstieg der Ar­
beitsstunden als eine reine Bürgergeldreform. Fiska­
lisch wäre dies ebenfalls leicht positiv, wobei auch 
Schlechterstellungen für einige Wohngeldempfänger 
zu erwarten wären.

TRANSFERSYSTEM AUS EINEM GUSS

Eine solche Integration könnte darüber hinaus das 
Transfersystem vereinfachen und so ein Transfersys­
tem »aus einem Guss« schaffen – wie u. a. vom Wis­
senschaftlichen Beirat beim Bundesministerium der 
Finanzen (2023) gefordert. Die Stellschrauben eines 
einheitlichen Transfersystems, bei dem alle Leistun­
gen aus einer Hand angeboten werden, wurden zuletzt 
in einem Gutachten für den Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
(SVR) untersucht (Blömer und Peichl 2023). Auch hier 
zeigt sich, dass es Kombinationen gibt, die positiv 
auf das Arbeitsangebot wirken und gleichzeitig fis­
kalisch neutral sind, etwa bei einer Transferentzugs­
rate von 70 % und mittleren Freibeträgen. Die Studie 
zeigt, dass auch in einem integrierten Transfersystem 
stets Zielkonflikte bestehen zwischen den Faktoren 
Arbeitszeit, Partizipation, fiskalische Belastung und 
Verteilungsgerechtigkeit. Die Idee eines einheitlichen 
Transfersystems liegt auch dem ifo-Reformvorschlag 
aus dem Jahre 2019 zugrunde (Blömer et al. 2019), der 
2023 aktualisiert wurde (Blömer et al. 2023).

Unsere Analysen zeigen, dass selbstfinanzierende 
Pareto-Verbesserungen möglich sind. Der Grund 
hierfür sind Ineffizienzen im bestehenden System, 
die sich auch anhand neuster Methoden der aktu­
ellen finanzwissenschaftliche Forschung identifizie­

3	 In einem Gutachten für das Bundesministerium der Finanzen 
(BMF) wurden darüber hinaus Reformen des Wohngeldes untersucht 
(Blömer et al. 2024a). Solche Reformen sind einer Integration des 
Wohngeldes ins Bürgergeld jedoch deutlich unterlegen.

ren lassen (Bierbrauer et al. 2021; Peichl et al. 2021; 
Bierbrauer et al. 2023). Verschiedene Vorschläge zur 
Behebung dieser Ineffizienzen liegen auf dem Tisch – 
siehe Blömer und Peichl (2024) für einen Überblick. 
Angesichts des bestehenden Fach- und Arbeitskräf­
temangels liegt es mehr denn je an der zukünftigen 
Bundesregierung, einen dieser Vorschläge auszuwäh­
len und die Erwerbsanreize in der Grundsicherung 
endlich zu steigern. 
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